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Nr. 12 Berlin, den 15. Juni 1936 17. Jahrgang 


Das neue Negierungslager 


Die Erwartung der Oberſtengruppe, daß Polen über kurz oder lang zum autoritären 
Regime werde zurückkehren müſſen, hat ſich als richtig erwieſen. Dieſe Rückkehr hat ſich 
freilich etwas anders vollzogen, als es der Erwartung der Oberſtengruppe entſprach. 
Die perſönliche Stellung des Oberſten Beck hat ſich durch die Regie⸗ 
rungsumbildung gefeſtigt: An die Stelle des frankophilen Generals Gorecki iſt als 
Induſtrie⸗ und Handelsminiſter ein Vertrauter des Außenminiſters, Roman, getreten. 
Im übrigen aber hat ſich die Oberſtengruppe nicht ſo recht in den Gang der Dinge einzu⸗ 
ſchalten vermocht. Die Führung der polniſchen Innenpolitik hat, in der Perſon des 
Generals Rydz⸗Smigly, die Armee übernommen. Vor dieſer Führung verlieren die 
Gegenſätze, die ſeit dem Herbſt v. J. in immer unverhüllterer Form innerhalb des ehe⸗ 
maligen Regierungsblockes hervortraten, an aktueller Bedeutung. So iſt auch die Idee 
der Elite, auf die ſich die innerpolitiſchen Wortführer der Oberſtengruppe verſteift 
hatten und auf der das Wahlrecht des vergangenen Jahres aufgebaut war, wenigſtens 
bis auf weiteres keine Angelegenheit mehr, uͤber die ſich ernſtliche Unterhaltungen lohnen. 

Daß eine Regierung, die ſich, wie die des Generals Skladkowſki, unmittelbar auf eine 
moraliſch intakte Armee ſtützen kann, die Macht ſicher und feſt in der Hand 
hat, ſteht außer Frage. Aber der Vollbeſitz der materiellen Machtmittel reicht noch 
nicht aus. Auch die Regierung Skladkowſki ift, ebenfo wie ihre geſcheiterte Vorgängerin, 
vor die Aufgabe geſtellt, ſich eine breite Grundlage in der Volksgemein⸗ 
ſchaft zu ſchaffen. Darum, wie das geſchehen kann, wird in den führenden Kreiſen 
Polens zur Zeit ſtill und ernhaft gerungen. „Das Kabinett“, hat Skladkowſki 
geſagt, „das ich zu vertreten die Ehre habe, wird in keinem Fall nach links, 
alfo zu denjenigen hinſteuern, die zwar eine ſchöne Tradition des Kampfes um die 
Unabhängigkeit, die ſchöne Tradition des Krieges mit den Bolſchewiſten haben, jetzt aber 
mit den en verhandeln und mit ihnen Nichtangriffspakte abſchließen. .. Aber 
meine Regierung wird ſich auch nicht nach der extremen Rechten 
hin orientieren, die einſt ihre nationalen Ideale im Schatten des zariſtiſchen 
Rußland anbrachte, aber nach dem Zerfall dieſes Koloſſes kein zeitgemäßeres und in 
dieſem Augenblick realeres Symbol fand als das einſt ſchöne und gefährliche Schwert 
Chrobrys. ..“ Dieſe Worte des Miniſterpräſidenten enthalten eine klare Abſage an 
die Sozialdemokraten auf der einen und die Nationaldemokraten auf der anderen Seite. 
Wie ſich die Regierung zur bäuerlichen Volkspartei einſtellen wird, ſteht noch nicht feſt. 
Sicher iſt nur, daß Witos, der Führer dieſer Partei, nicht nach Polen zurückkehren darf. 

Die Frage iſt nur, was die Regierung den oppoſitionellen Parteien außer ihrer nicht 
anzuzweifelnden phyſiſchen Macht entgegenzuſetzen vermag. Sicher wirkt der Eindruck 
der ſoldatiſchen Feſtigkeit und Entſchloſſenheit, den die Regierung Skladkowſki bietet, 
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lähmend auf die Entſchlußkraft und Kampffähigkeit ihrer polififchen Gegner. Aber 
die Dppofition gibt ſich durchaus nicht geſchlagen. ie National⸗ 
demokratie iſt als weltanſchaulicher Faktor tief und feſt vor allem in den Kreiſen der 
Intelligenz und der aktiviſtiſchen Jugend verankert. Der politiſche Katholi⸗ 
zis mus beherrſcht breite Maſſen des Volkes. Die alte Sozialiſtiſche Partei 
hat vor kurzem, ſich aus jahrelanger Ermattung aufraffend, den Abſchluß eines „Nicht⸗ 
angriffspaktes“ mit den Kommuniſten beſchloſſen, ſich damit alſo, wenn auch in anderer 
Form als es in Spanien und Frankreich geſchehen iſt, zum Volksfrontgedanken bekannt. 
Und die bäuerliche Volkspartei hat kürzlich in mehreren hundert Verſammlungen, 
die ſie am gleichen Tage und unter der gleichen, keineswegs regierungsfreundlichen Parole 
im ganzen Lande veranſtaltet hat, durch das Aufgebot mehrerer hunderttauſend Bauern 
die Kraft demonſtriert, die ſie unter Umſtänden in die Waagſchale der innerpolitiſchen 
Entſcheidungen zu werfen vermag. Das ſind, wie auch die Kommuniſten, Faktoren, die 
trotz der Bajonette, über die die Regierung verfügt, als politiſch⸗weltanſchauliche Energien 
nicht gering geſchätzt werden dürfen. 

Skladkowſki geht bei feinem Bemühen, ſich eine tragende Verbindung zur Volks⸗ 
gemeinſchaft zu ſchaffen, von günſtigeren Vorausſetzungen als ſein Vorgänger aus. 
Nicht nur weil er als Vertrauensmann Rydz⸗Smiglys die Armee hinter ſich hat, ſondern 
auch, weil er ſich, anders als Koscialkowſki, auf eine zuverläſſige Preſſe zu 
ftüßen vermag und weil ſich das unter Koscialkowſki zerbröckelnde ehe⸗ 
malige Regierungslager wieder zu fonfolidieren beginnt. Die Re: 
gierung Skladkowſki iſt gleichſam eine interne Koalition aller zum alten 
Sanlerungsblock gehörenden Gruppen. Die früher offen zutage ge 
frefenen Gegenſätze innerhalb dieſes Lagers find latent freilich auch jetzt noch vorhanden; 
der „Goniec Warszawſki“ hat z. B. mit Recht eine dualiſtiſche Konſtruktion 
des derzeitigen Kabinetts feſtgeſtellt, in dem der Miniſterpräſident Sklad⸗ 
kowſki den Willen des Generalinſpekteurs, der ſtellvertretende Miniſterpräſident Kwiat⸗ 
kowſki aber den Willen des Staatspräſidenten repräſentiert. Es iſt jedoch wenig wahr⸗ 
ſcheinlich, daß dieſe an ſich vorhandene innere Spannung ſo bald wieder offen ausbrechen 
wird, da keine der zum alten Sanierungsblock gehörenden Gruppen ſich der Gefahr aus⸗ 
jo möchte, durch den ſtärkeren Partner aus der bekömmlichen Teilhaberſchaft an der 

acht in das unzuträgliche Klima der Oppoſition befördert zu werden. 

Der im Herbſt v. J. aufgelöſte „Unparteiliche Block“ ſoll auf irgendeine 

Weiſe organiſatoriſch wieder hergeſtellt und durch die Heranziehung 
ideell gleichgerichteter Organiſationen gegen rechts und links abgeſtützt werden. Hierbei 
wird vor allem an die verſchiedenen halbmilitäriſchen Verbände gedacht, an die Ver⸗ 
bände der Legionäre, Kriegsteilnehmer, Aufſtändiſchen uſw., die 
unter möglichſt einheitlicher Leitung zuſammengefaßt und je nach Eignung politiſch ein⸗ 
eſetzt werden ſollen. Mit der Aufgabe, dieſe Organiſation durchzuführen, iſt Oberſt 
Ko c betraut worden, der bisherige Präſident der Bank von Polen, der auf dieſe Weiſe 
in eine neue politiſche Poſition eingerückt iſt, und dem zur Erledigung dieſer Aufgabe ein 
ganzer Stab von Generälen und Oberſten zur Seite geſtellt worden iſt. Die auf dieſe 
Weiſe erſtrebte Konſolidierung der zur Regierung ſtehenden Kreiſe bedeutet freilich noch 
keinen wirklichen Einbruch in die Fronten der innerpolitiſchen Oppoſition. Hierzu iſt es 
notwendig, daß die Regierung einmal mit einer tragenden Idee und zum anderen 
mit praktiſchen Erfolgen auf wirtſchaftlichem und ſozialem Ge— 
biet aufwarten kann. 

Es iſt intereſſant, zu beobachten, wie ſich der zwar nicht als Einheitspartei, aber als 
ſtreng diſziplinierte und autoritär geführte Gemeinſchaft gedachte neue Regierungsblock 
eine ideelle Baſis zu ſchaffen verſucht, von der aus er feine politiſche Dffenfive gegen die 
Oppoſition durchführen kann. Die Prinzipien dieſes Blockes hat Sklad⸗ 
kowſki in ſeiner Sejmrede mit folgenden Worten umſchrieben: „Die Epoche des Genies 
des Kommandanten iſt mit ſeinem Tod nicht abgeſchloſſen worden. Wir leben weiter in 
dieſer Epoche; wir beſitzen einen Führer, den der Kommandant zum 
Hüter der Grenzen der Republik beſtellt hat und der gleich⸗ 
zeitig eine wachſame Aufſicht über die Seele des Volkes ausübt. 
Dieſem Führer müſſen wir alle unſere Kräfte hingeben, ihm ebenſo den letzten Bluts⸗ 
tropfen opfern, wie wir dies für den Kommandanten getan haben. Rydz⸗Smigly ver⸗ 
ſpricht uns nicht irgendwelche neuen Würden, ſondern er gibt uns den harten Befehl: 
Man muß ein hartes Leben beginnen.“ Das heißt, daß in Zukunft der 
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Generalinſpekteur der Armee in jeder Hinſicht die Stellung, die früher Pilſudſki befeffen 
hat, einnehmen ſoll: als Oberbefehlshaber des Heeres, als autoritärer politiſcher Führer 
und als moraliſcher Erzieher des polniſchen Volkes. 

Die Idee, von der der neue Regierungsblock beherrſcht ſein ſoll, iſt die Idee der 
ſoldatiſchen Pflichterfüllung auch in politiſchen Dingen und 
der ſelbſtloſen Hingabe an die Gemeinſchaft, „die Idee des ſtrengen 
Lebens“, wie es Stpiczynſki, „die Parole der Verteidigung Polens“ wie es Rydz⸗Smigly 
ausgedrückt hat. Es iſt eine Idee, die der ſoldatiſchen Grundhaltung der aus der Armee 
kommenden Männer entſpricht, die aber zu dem tief verwurzelten, in der 
ganzen polniſchen Geſchichte wirkſamen Individualismus des 
polniſchen Menſchen im Widerſpruch ſteht. Dieſer Individualismus 
läßt ſich durch Worte nicht überwinden. Seine Ueberwindung muß vorgelebt 
werden. Das hat der Marſchall getan. Und das verſprechen jetzt die Männer, die 
durch die Schule ſeiner Erziehung gegangen ſind, gleichfalls zu tun. Es wird für die 
Zukunft Polens entſcheidend ſein, ob ſie imſtande ſein werden, den politiſchen Individua⸗ 
lismus unter das Geſetz des Dienſtes an der Geſamtheit zu zwingen. Dr. K. 


Das Memeldeutſchtum hat ſich behauptet 


Die Memeler Stadtverordnetenwahlen vom 25. Mai d. J. haben, 
wie von vornherein zu erwarten war, eine klare Mehrheit für die deutſche 
Gemeinſchaftsliſte ergeben. Von 40 Sitzen hat die Gemeinſchaftsliſte 25 
errungen. Es waren im ganzen acht Liſten aufgeſtellt worden. Der deutſchen 
Gemeinſchaftsliſte ſtanden vier offen als litauiſch gekennzeichnete, bezw. mit dieſen 
verbundene Parteien gegenüber ſowie drei Splittergruppen, die ſich — abgeſehen von 
der Sozialdemokratiſchen Partei — nach den Namen ihrer Liſtenführer benannten. Die 
Aufſtellung der Splittergruppen war von lifauifcher Seite in der Erwartung 
begünſtigt worden, daß es mit ihrer Hilfe gelingen werde, Uneinigkeit und Verwirrung 
ins deutſche Lager zu tragen. 

Die Wahlbeteiligung hat nach amtlicher Berechnung 86,53 v. H. betragen, iſt 
in Wirklichkeit aber wohl um einige Hundertteile höher geweſen, da in den Stimmliſten 
zahlreiche verſtorbene, verzogene oder nicht wahlberechtigte Perſonen aufgeführt waren. 
Insgeſamt haben 23 541 Perſonen gewählt. Die abgegebenen Stimmen verteilen ſich 
auf die einzelnen Liſten (in Klammern die Zahlen der gewählten Stadtverordneten) 
wie folgt: 


Gemeinſchaftsliſteee. 14 601 (25) 
Litauiſche Volkspartei. 20902 (6) 
Lit. Arbeiterpartei (Lifte Siupinas . . . 2404 (4) 
Lit. Arbeiterpartei (Lifte Pranaitis ).. 1350 ( 2) 
Sozialdemokraten e 96⁴ 4) 
Lifte Shlegat . : 2 2 2 22. 598 (1) 
Lifte Szardening-s 478 4) 
Lifte Raſſawizazzz 446 1) 


Ungültige Stimmen Dr 98 


Die vier litauiſchen Liſten (Volkspartei, Siupinas, Pranaitis und 
Raſſawitz) haben zuſammen 7002 Stimmen und 12 Sitze auf ſich vereint. Die unver⸗ 
bundenen Splifferliften (Sozialdemokraten, Schlegat und Szardenings) haben zu⸗ 
ſammen 2040 Stimmen und 3 Sitze erhalten. Dem ſtehen 14601 Stimmen und 25 Sitze 
der deutſchen Gemeinſchaftsliſte gegenüber. Durch die Splittergruppen find dem 
deutſchen Lager etwa 2000 Stimmen verloren gegangen. Daß die Sozialdemokraten nur 
einen Sitz im Stadtparlament erringen konnten, iſt für die litauiſchen Faktoren des 
Memelgebietes, die gerade von dieſer national indifferenten Liſte einen ſtarken Einbruch 
ins deutſche Lager erhofft hatten, eine bittere Enttäuſchung geweſen. 

Die litauiſchen Parteien haben im Vergleich zu den früheren Wahlen recht 
erheblich an Stimmen gewonnen. Bei den Memeler Stadtverordnetenwahlen 
von 1930 hatten fie 2 180, bei den Wahlen von 1933 4540 Stimmen erzielt; jetzt haben 
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fie es, wie erwähnt, auf 7000 Stimmen gebracht. Ihr Anteil an den abgegebenen 
gültigen Stimmen, der jetzt 30 v. H. beträgt, hat ſich im Laufe der letzten ſechs 
Jahre etwa verdoppelt. In demſelben Verhältnis iſt die Zahl der litauiſchen 
Sitze in der Memeler Stadtverordnetenverſammlung geſtiegen; von 6 im Jahre 1930 
über 9 im Jahre 1933 auf 12 bei den jetzigen Wahlen. 

Es muß jedoch feſtgeſtellt werden, daß dieſes Anwachſen der litauiſchen Stimmen ſeine 
Urſache nicht in einem nationalen Stimmungsumſchwung der alteingeſeſſenen Memeler 
Bevölkerung hat. Vielmehr geht dieſer Stimmenzuwachs ausſchließlich auf die be⸗ 
krächtliche Zuwanderung landfremder Elemente aus Groß⸗ 
litauen zurück, die ſich vor allem im Memeler Stadtgebiet konzentriert. Es kommt 
hinzu, daß das dort vorhandene litauiſche Element bei den letzten Wahlen durch eine aus⸗ 
giebige Propaganda und ſtraffe Organiſation ſo gut wie reſtlos erfaßt worden iſt, 
während der Anteil der Nichtwähler faſt ausſchließlich auf das 
deutſche Lager entfällt. Wie ſchon bei den Landtagswahlen im Herbſt v. J., 
ſo hat die deutſche Gemeinſchaftsliſte auch jetzt bei den Stadtverordnetenwahlen keinerlei 
Propaganda zu entfalten vermocht; deutſche Wahlverſammlungen waren grundſätzlich 
verboten; die einzige deutſche Zeitung des Memelgebietes wurde in der Vorwahlzeit 
mehrmals beſchlagnahmt. Dagegen war die litauiſche Agitation nicht nur 
keinerlei behördlichen Beſchränkungen unterworfen, ſondern erfreute ſich überdies noch der 
lebhafteſten aktiven Unterſtützung durch die amtlichen Stellen; Rundfunk, Preſſe und 
Verſammlungstätigkeit wurden in den Dienſt des Kampfes gegen die propagandiſtiſch 
wehrloſe deutſche Gemeinſchaftsliſte geſtellt. Trotz allem hat ſich das alteingeſeſſene 
Memeler Element auch bei dieſen Wahlen behauptet: Im Vergleich zu 1933 hat das 
nationaldeutſche Lager (damals: Chriſtlich⸗ſoziale Arbeitsgemeinſchaft und 
bürgerliche Parteien, heute: Gemeinſchaftsliſte) 2565 Stimmen gewonnen. Das 
Lager der marxiſtiſchen und national unklaren Splittergruppen hat etwa 650 Stimmen 
verloren. Das litauiſche Lager hat 2490 Stimmen gewonnen. Aus dieſer Gegenüber: 
ſtellung geht klar hervor, daß der Zuwachs der litauiſchen Stimmen nicht aus den 
Reihen der alteingeſeſſenen Memeler Bevölkerung, ſondern nur aus dem Zuzug aus 
Großlitauen herſtammen kann. 


Eine Serie von Leberfällen 


Es iſt nützlich, von Zeit zu Zeit die ſprichwörtlich „gute Behandlung“, der die Deutſchen 
in Polen ausgeſetzt find, durch die Zuſammenſtellung einer Serie charakteriſtiſcher Ereig- 
niſſe zu illuſtrieren. Nützlich iſt das nicht nur, weil die in Deutſchland erſcheinende 
polniſche Preſſe ſich bei ihren Beſchwerden und Forderungen gern auf die entſprechenden 
Zuſtände in Polen beruft, ſondern auch deshalb, weil man hin und wieder immer noch 
Leuten begegnet, denen es als ſelbſtverſtändlich erſcheint, daß die polniſche Oeffentlichkeit 
unter dem Eindruck des Gewaltverzichtspaktes mit Deutſchland ihre ſchroffe Einſtellung 
zu dem in ihrem Staate heimatberechtigten Deutſchtum bereits in der gebotenen Weiſe 
modifiziert hat. Nachſtehend ſei eine derartige Serie unerfreulicher, 
leider aber immer noch charakteriſtiſcher Ereigniſſe zuſammengeſtellt. 

Am 17. Mai wurde eine Gruppe von Jungdeutſchen, die von einem Kameradſchafts⸗ 
abend in Dreilinden (Kreis Culmſee) heimkehrte, von einer mit Knüppeln, Zaun⸗ 
latten und Meſſern bewaffneten Horde polniſcher Burſchen überfallen; fünf Deukſche 
wurden verwundet. Am 21. Mai überfiel ein Trupp von 20 bis 30 Polen in 
Turſe bei Dirſchau eine jungdeutſche Verſammlung; die Polen ſchlugen mit Stuhl⸗ 
und Tiſchbeinen auf die im Saal verſammelten deutſchen Teilnehmer ein; mehrere 
Perfonen wurden verletzt. Am 24. Mai drangen etwa 100 mit Schlagringen 
und Stichwaffen ausgerüſtete Polen in eine jungdeutſche Verſammlung in Kakulin 
(Kreis Wongrowitz) ein; zahlreiche Deutſche wurden verprügelt. Zu⸗ 
gleich wurde in Bülowsheide in der Tucheler Heide ein Vergnügen der Jungdeutſchen 
Partei, an dem auch Deutſche aus den benachbarten Dörfern und aus Neuenburg teil⸗ 
nahmen, von einer mit Knüppeln bewaffneten polniſchen Bande auseinandergeſprengt; 
auch hier gab es auf Seiten der überfallenen Deutſchen Verletzte; 
außerdem wurden einer Reihe von Teilnehmern die Fahrräder und Mäntel geſtohlen. 
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Gleichfalls am 24. Mai wurde von etwa 200 uniformierten Aufſtändiſchen in Rydul⸗ 
tau (Oſtoberſchleſien) ein Ueberfall auf eine Veranſtaltung der Jungdeutſchen Partei 
durchgeführt; mit Knüppeln, Ochſenziemern und Meſſern fielen die Polen über die 
Verſammelten her; etwa 70 Deutſche wurden, darunter mehrere durch 
Meſſerſtiche, verletzt. Am 25. Mai wurde in Friedenshütte (Oſtober⸗ 
ſchleſien) ein deutſcher Gemeindevertreter, der von einer Familienfeier heimkehrte, von 
einem Aufſtändiſchen angerempelt, beſchimpft und ſchließlich durch zwei Schläge 
mit dem Revolverkolben im Geſicht erheblich verletzt. Am 3. Juni 
verſuchten drei Polen um Mitternacht gewaltſam in die Wohnung eines Mitgliedes der 
Jungdeutſchen Partei in Wielepole (Dftoberfchlefien) einzudringen; als ihnen das 
nicht gelang, riſſen ſie den Gartenzaun nieder und warfen acht Zaunlatten durch das 
Fenſter ins Schlafzimmer; durch die Glasſplitter trug der 12 jährige Sohn des 
Deutſchen, deſſen Bett in der Nähe des Fenſters ſtand, Schnittwunden im Geſicht 
davon. Dann warfen die Polen im Nachbarhaus, in dem die Schwägerin des 
Ueberfallenen wohnte, mit Ziegelſteinen die Fenſter ein. 

Rechnet man dieſe Ueberfälle zuſammen, ſo kommt man zu dem Ergebnis, daß in 
dem kurzen Zeitraum von 14 Tagen in Polen etwa 100 deutſche 
Volkstumsangehörige von aufgehetzten polniſchen Burſchen mehr 
oder weniger ſchwer verletzt worden ſind. Beſſer als durch eine ſolche 
nüchterne Aufſtellung läßt ſich das ewige Gerede von der „guten Behandlung“ der 
Deutſchen in Polen wohl kaum widerlegen. Die maßgebenden Leute des Polenbundes, 
die ihre Tage damit verbringen, über die Behandlung der Polen in Deutſchland zu klagen, 
hätten allen Grund, Gott auf Knien dafür zu danken, daß Deutſchland an ihnen nicht 
Gleiches mit Gleichem vergilt. 100 verletzte Deutſche in 14 Tagen! Gegenüber dieſer 
traurigen Bilanz wird alles, was der ſpitzfindige Jan Skala in ſeinen theoretiſchen 
Klügeleien an der Volkstumspolitik des Dritten Reiches auszuſetzen hat, zu böswilliger 
Miesmacherei. Bei den Leuten, die die Uleberfälle auf die Deutſchen durchgeführt haben, 
hat es ſich nicht etwa um Anhänger der oppoſitionellen Parteien, ſondern um Partei: 
gänger der Regierung gehandelt, für deren Tun die örtlich maß⸗ 

ebenden Faktoren die Verantwortung ſ nicht ablehnen können. 
Der organiſierte Ueberfall auf die jungdeutſche Veranſtaltung in Rydultau z. B. iſt von 
zum Teil uniformierten und geſchloſſen anmarſchierenden Abteilungen des Aufſtändiſchen⸗ 
verbandes ausgeführt worden, alſo eines Verbandes, der nach der wiederholten Feſt⸗ 
ſtellung des Wojewoden Grazynſki das eigentliche ſtaatstragende Element in Dſtober⸗ 
ſchleſien iſt. Die Ueberfälle können nicht als Stimmungsausbrüche unverantwortlicher 
Elemente abgetan werden. Es iſt die im Regierungslager fiehbende Lofal: 
preſſe geweſen, die zu den Gewalttätigkeiten gegen die deutſche 
Volksgruppe aufgehetzt hat. Mehrfach iſt in letzter Zeit in der „Polska 
Zachodnia“, dem Organ des Wojewoden Grazynſki, die blutige Niederknüppelung 
deutſcher Volksgenoſſen als moraliſch gerechtfertigt und im Intereſſe der polnifchen 
Staatsraiſon liegend hingeſtellt worden. So hat es z. B. in einer Auslaſſung dieſes 
Blattes, die ſich mit dem Uleberfall eines Aufſtändiſchen auf einen deutſchen Volkstums⸗ 
angehörigen am 2. Oſterfeiertage befaßte, geheißen: „Es zeigt ſich, daß nur der 
Stock und der Knüppel die unverſchämten deutſchen Typen im 
Zaume zu halten vermögen“. Von der gleichen, man kann nur ſagen: 
banditenhaften Geſinnung ſind auch die Kommentare diktiert, die dieſes Blatt an die 
Rydultauer Affäre geknüpft hat. Den Aufſtändiſchen, die mit Knüppeln, Ochſenziemern 
und Meſſern über die auch von zahlreichen Frauen beſuchte deutſche Verſammlung 
herfielen, hat die „Polska Zachodnia“ geradezu Anerkennung gezollt. „Endlich“, ſo 
heißt es da u. a., „haben die Aufſtändiſchen den Jungdeutſchen eine 
ſolche Lehre gegeben, daß dieſe es ſich in Zukunft dreimahüber⸗ 
legen werden, [ich zu einer neuen Provokation aufzuraffen. ..“ 
Der Ueberfall ſoll alſo von den deutſchen Teilnehmern der Veranſtalkung „provoziert“ 
worden ſein. Man fragt ſich natürlich, wodurch ſich die „harmloſen“ Parteigänger des 
Wojewoden in ihren nationalen Gefühlen etwa haben „provoziert“ fühlen können. Von 
den verſammelten Deutſchen hat ſicherlich keiner daran gedacht, ihnen etwas zuleide zu 
tun. Aber aus den Ausführungen der „Polska Zachodnia“ kann man entnehmen, daß 
ſie und ihre Geſinnungsgenoſſen es bereits als „provozierend“ und „ſtrafwürdig“ 
empfinden, wenn ſich Deutſche, die in Polen durch ihrer Hände Arbeit ihr kärgliches 
Brot verdienen, treu zu ihrem Volkstum bekennen und in deutſchen Organiſationen 
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Mitglieder find. Nirgends in der polnifchen Preſſe hat es für die Ueberfälle von Drei: 
linden, Turſe, Kakulin, Bülowsheide, Rydultau, Friedenshütte und Wielepole ein Wort 
des Bedauerns für die Deutſchen oder ein Wort der Mißbilligung für die Täter gegeben. 
Man wird abwarten müſſen, wie ſich die Regierung Skladkowſki gegen dieſes Treiben 
der deutſchfeindlichen Elemente durchzuſetzen vermag. 


Die polniſche Nüſtungsinduſtrie 


(Fortſetzung und Schluß) 
Der Aufbau des mittelpolniſchen Rüſtungszentrums 


Die von der polniſchen Regierung ſtark geförderten Nachforſchungen nach neuen 
heimiſchen Rohſtoffquellen für eine eigene Rüſtungsinduſtrie wurden vor allem dadurch 
hervorgerufen, daß die wichtigſten Rohſtoffvorkommen und Induſtriegebiete Polens in 
unmittelbarer Nähe der Landesgrenzen liegen und zudem in Grenzbezirken, die ſtarke 
fremde Volksgruppen aufweiſen. Damit fehlt natürlich die Garantie für eine ununter⸗ 
brochene Tätigkeit der Rüſtungsinduſtrie in Kriegszeiten. Nun beſitzt aber Polen weiter 
im Innern des Landes, in dem Raum Warſchau— Lodz — Kielce - Radom, 
Gebiete, die große, bisher kaum erſchloſſene Reichtümer ankriegs⸗ 
induſtriell wichtigen Rohſtoffen bergen. Die zentrale Lage im Weichſelbogen, 
die guten Verkehrsbedingungen und das Vorhandenſein von Energiequellen in 
Geſtalt noch nicht genutzter Waſſerkräfte ) ließen den mittelpolniſchen 
Raum ganz beſonders geeignet erſcheinen, die neuen rüſtungsinduſtriellen Unternehmungen 
aufzunehmen. 

Die Entwicklung der Rüſtungsinduſtrie in dieſer Gegend wurde vom Staate mit der 
Gründung einer Anzahl von Fabriken eingeleitet, die ſelbſtändige Staatsunternehmungen 
ſind, auf privatwirtſchaftlicher Grundlage geführt werden und dem Kriegsminiſterium 
unterſtehen, wie z. B. die ſtaatliche Pulverfabrik in Zagozdzon, die 
ſtaafliche Pafronenfabrik in Skar zysko u. a. Dazu kam die Errichtung 
heereseigener Werke, die vom Etat des Kriegsminiſteriums unterhalten werden müſſen. 
Auch die Privatwirſchaft begann allmählich regeren Anteil an der Ausgeſtaltung 
der Rüſtungsinduſtrie zu nehmen. Nach einer Aeußerung des damaligen polniſchen 
Kriegsminiſters, des Generals Sikorſki, ſollen allein im Jahre 1925 40 Be⸗ 
triebe neuerſtanden ſein, die mittelbar oder unmittelbar der Rüſtungsinduſtrie 
dienen. Allein in vielen Fällen wich die i den Bemühungen der Regierung 
aus, die darauf gerichtet waren, die für Rüſtungszwecke notwendigen Induſtriezweige in 
das Bereich des neuen Rüſtungsſchwerpunktes zu ziehen. Der örtliche Mangel 
an Kohle, der bisher noch nicht durch den möglichen Ausbau der Waſſerkräfte 
behoben iſt, mußte und muß die Wirtſchaftlichkeit vieler Betriebe Mittelpolens gegenüber 
den in Oſtoberſchleſien liegenden ſtark herabſetzen. Daher iſt auch das Kriegsminiſterium 
gezwungen, dauernd hohe Subventionen an die Staatsbetriebe zu zahlen. 

Einen Anreiz für die Privatinduſtrie, in dem neuen Induſtriezentrum größere 
Inveftitionen anzulegen, ſollte eine Verordnung des e Staats⸗ 
präſidenten vom Frühjahr 1928 bilden. Durch dieſe Verordnung wurde 
eine Kriegsgerätezone indem Raum ſüdlich von Warſchau geſchaffen. 
Jedes innerhalb dieſer Zone neu gegründete wehrwirtſchaftlich wichtige Unternehmen hat 
Anſpruch auf beſtimmte Vergünſtigungen. Das Geſetz ſieht Erleichterungen beim Grund⸗ 
erwerb und Steuererlaß für die Dauer von zehn Jahren vor, dazu kommen beſondere 
Tarife für die Entnahme von Strom, bei der Benutzung der ſtaatlichen Verkehrsmittel 
u. a. m. Die Wirtſchaftskriſe, die bald darauf begann, traf manche der inzwiſchen 
neu entſtandenen Betriebe ſchwer; und zur Zeit hat man den weiteren rüſtungsinduſtriellen 
Ausbau Mittelpolens, wenn auch nicht aufgegeben, fo doch für unbeſtimmte 
Zeit zurückgeſtellt. Der Kapitalmangel in Polen, der den Ausbau der mittel⸗ 
polniſchen Waſſerkräfte immer wieder hinausſchob und damit die hier inzwiſchen empor⸗ 
gewachſenen Induſtrien auf weit entfernte Kraftquellen verwies, hat ſich ſo für die 
rüſtungsinduſtrielle Entwicklung Polens ſehr ungünſtig ausgewirkt. 

Neben dem mittelpolniſchen Rüſtungszentrum iſt heute das ſchleſiſche Gebiet 
— ganz abgeſehen von ſeinen Rohſtoffſchätzen, die ſich eben nicht verpflanzen laſſen — 
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als Rüſtungsbezirk immer noch von Bedeutung. Hinter diefen beiden Rüſtungszonen 
treten die ſonſt nur punktweiſe über das Land zerſtreuten Rüſtungsinduſtrien, wie in 
Poſen und Lemberg bereits ſtärker zurück. Innerhalb des Weichſelbogens liegt 
das Schwergewicht der Rüſtungsinduſtrie bei Radom und im Kamiennatal, 
wenn wir von Warſchau abſehen, das eine ganz überragende Stellung einnimmt. 
Der Fabrikort Oſtrowiec auf beiden Ufern der Kamienna hat heute 30000 Ein⸗ 
wohner bereits überſchritten. Das große Oſtrowiecer Hochofenwerk mit ſeinen mehr als 
ein Dutzend großen Schornſteinen liegt weit ſichtbar als Fremdkörper mitten in der reinen 
Agrarlandſchaft. In einer Länge von rund 45 Kilometern dehnen ſich zwiſchen 
Oſtrowiec und Dronsk die Erzgruben der „Oſtrowiecer Hochöfen und Werke A. G.“. 
Und weiter aufwärts im Kamiennatal, in dem großen Waldgebiet des polniſchen Mittel⸗ 
gebirges, liegt der Induſtrieort Star achowicze mit einer Geſchützgießerei, mit 
mehreren Hochöfen und Großſchornſteinen, um ein zweites der wichtigen Rüſtungs⸗ 
zentren im Kamiennatal zu nennen. 

Auf Grund der letzten genaueren Aufſtellung über die polniſchen rüſtungs⸗ 
induftriellen Unternehmungen, die dem Verfaſſer zur Verfügung ſtand 
und die etwa 40 Betriebe umfaßt”), ergibt ſich, daß 1929 hiervon bereits 70 v. H. 
in Mittelpolen lagen (in Warſchau allein 42 v. H.), 15 v. H. in Ober ⸗ 
ſchleſien und der Reſt im übrigen Polen. Nehmen wir die Arbeiterzahlen, 
ſo entfallen etwa 80 v. H. auf den zentralpolniſchen Raum mit Warſchau, ohne 
Warſchau rund 50 v. H. Dem Streben der polniſchen Militärkreiſe nach einer 
Konzentrierung der Rüſtungsinduſtrie im Landesinnern kann man auf Grund dieſer 
Zahlen einen Erfolg nicht abſtreiten, einen Erfolg, der ohne die inzwiſchen aufgetretenen 
Schwierigkeiten in der Wirtſchaftslage des polniſchen Staates ſicher noch größer 
ſein würde. 


Sprengſtoff⸗ und Munitionsfabriken 


Auf alle die zahlreichen, bis heute in Polen entſtandenen Rüſtungsbetriebe im einzelnen 
einzugehen, verbietet die Dürftigkeit und Unſicherheit des Quellenmaterials. Doch ſollen 
wenigſtens die größten und wichtigſten der vorhandenen Rüſtungswerke behandelt werden. 

Am günſtigſten liegen für Polen die Verhältniſſe in der Herſtellung von 
Pulver und Sprengſtoffen. Fünf größere Fabriken dieſer Art beſtehen zur 
Zeit“). Von dieſen liegen zwei in Oſtoberſchleſien, drei in Mittelpolen links der Weichſel. 
Die „Oberſchleſiſche Sprengſtoff⸗Fabrik Oswag“ in Groß⸗Lazisk 
(Kreis Pleß), 1921 als Kommanditgeſ. gegründet und ſpäter in eine Aktiengeſellſchaft 
umgewandelt, hat ſich in den erſten Jahren nach dem Weltkrieg gut entwickelt. Sie 
übernahm die Fabrikanlagen, die bereits im Jahre 1910 von einer deutſchen Gruben⸗ 
verwaltung errichtet worden waren. Die „Aktiengeſellſchaft Lignoza“ in 
Kattowitz vermochte ihren Umfang durch mehrere Neubauten ganz weſentlich zu 
erweitern. Nach dem Urteil von Fachleuten follen die mächtigen Anlagen dieſes Werkes 
ſelbſt mit den beſten Betrieben Weſteuropas einen Vergleich aushalten können. Bereits 
Anfang der zwanziger Jahre hat die A. G. Lignoza eine neue Zündſchnurfabrik ſowie eine 
große Sprengkapſelfabrik errichtet). Neueren Datums find die Erzeugniſſe der großen 
Sprengſtoff⸗Fabrik „Nitrat“ bei Tomaszow ſowie die Nitroglyzerin⸗ 
Gewinnung in der Kunſtſeidenfabrik von Sochaczew. Wenig rühmlich 
geſtalteten ſich die erſten Jahre des Beſtehens der Staatlichen Pulverfabrik 
(Panſtwowa Wytwornia Prochu) in Zagozdzon (Pionki bei Kozienice). Die Leitung 
des ſtaatlichen Sprengſtoffwerkes lag anfangs in durchaus unfachmänniſchen Händen; 
die Fabrik ſtand allgemein in dem Rufe, vollkommen minderwertige Fabrikate zu liefern. 
Nach 1926 fielen dieſe Mißſtände bald fort. 1935 erfuhren die Staatlichen Pulver: 
werke eine nicht unweſentliche Erweiterung durch den Ankauf der Su perphosphat⸗ 
und Schwefelſäurefabrik in Kielce. Die Tätigkeit der angeführten Pulver⸗ 
und Sprengſtoff⸗Fabriken ermöglicht es der polniſchen Wehrmacht bereits ſeit längerer 
Zeit, ihren Bedarf an Pulver und Sprengſtoffen voll und ganz 
im Inland zu decken und daneben noch Mobilmachungsreſerven niederzulegen. Auch 
im Kriegsfalle dürften, vorausgeſetzt, daß alle Werke in Betrieb ſind, die erhöhten 
Anforderungen an Pulver und Sprengſtoffen erfüllt werden können. 

Der Friedensbedarf an Munition, an Infanterie- und Artilleriegeſchoſſen, 
vermag ebenfalls im Lande gedeckt zu werden. Etwa ſieben größere 
Betriebe, die ſich mit der Herſtellung von Munition beſchäftigen, liegen im mittel⸗ 


159 


Die räumliche Verteilung der polniſchen Rüſtungsinduſtrie 
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polniſchen Rüſtungsbezirk, je einer in Tſchenſtochau und Lemberg. In Warſchau und 
ſeiner Umgebung (Rembertow, Praga) iſt die Munitionsherſtellung beſonders konzen⸗ 
friert. Die ſtaatliche Patronenfabrik in Skarzysko bei Konskie 
iſt mit eine der bedeutendſten Munitionsfabriken Polens. Weiter zur Weichſel hin bei 
Radom liegen die großen Anlagen der Staatlichen Infanteriegeſchoß⸗ 
Fabrik. Daneben find in erſter Linie die Patronen: und Artilleriegefhoß: 
Fabriken „Pocisk“ in Rembertow und Warſchau zu nennen. In 
welchem Umfang ſich die Mechaniſchen Fabriken in Thorn noch mit der Anfertigung 
von Minen beſchäftigen, entzieht ſich unſerer Kenntnis. Bei weiterem Ausbau der 
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Munitionsherſtellung in Polen ift durchaus damit zu rechnen, daß auch in Kriegszeiten 
keine Schwierigkeiten auftreten werden, den Bedarf im Inland zu befriedigen. 


Die Herſtellung von Infanterie⸗ und Artilleriewaffen 


Nicht ganz in demſelben Maße fortgeſchritten iſt bisher die Herſtellung von Inf an⸗ 
terie waf G en, von Gewehren und Gewehrteilen, von Seitengewehren, Handgranaten 
und Maſchinengewehren, wenn ſich auch Polen im Frieden mit Gewehren, Handgranaten 
und ſeit kurzer Zeit ebenfalls mit Maſchinengewehren ſelbſt verſorgen kann. Die 
wichtigſten Waffenfabriken liegen in Warſchau, im polniſchen Mittelgebirge, 
in Lemberg und bei Sosnowitz an der Grenze von Oſtoberſchleſien (Modrzejower 
Metallurgiſche Fabriken). Die Handgranatenfabrik „Granat“, die kürzlich dem Fond 
für die Landesverteidigung 50000 Handgranaten zur Verfügung ſtellte ?), iſt von 
Warſchau nach Kielce übergeſiedelt, wie ſich überhaupt das Beſtreben bemerkbar 
l das mit Rüſtungswerken förmlich überſättigte Warſchau mehr und mehr zu 
entlaſten. 

Wenn augenblicklich an eine Befriedigung des Kriegsbedarfes an Handfeuerwaffen und 
Maſchinenwaffen durch die einheimiſche Induſtrie noch nicht gedacht werden kann, ſo 
trifft dies noch viel weniger für die Artillerie waffen zu. Die Herſtellung von 
Geſchützen in nennenswertem Umfang gelang lange Zeit nicht. Heute ſind auch auf 
dieſem Gebiet der Rüſtungsinduſtrie gewiſſe Fortſchritte gemacht worden. Einige Werke, 
in erſter Linie die bereits genannte Geſchützgießerei in Starachowicze in 
Mittelpolen, liefern bereits eine Reihe von Artilleriewaffen. 


Die Automobilinduſtrie 


Polen, das noch vor kurzer Zeit keine Automobilinduſtrie hatte, baut heute 
ſelbſt Kraftwagen, Panzerfraft und Kleinkampfwagen. Freilich ſteht und fällt die geſamte 
Produktion mit der Aufrechterhaltung des Betriebes der Staatlichen Ingenieur- 
Werkſtätten in Warſchau, der einzigen Stelle in Polen, die den Bau von 
Kraftfahrzeugen betreibt. Die erſten Anfüge und Verſuche zur Schaffung einer eigenen 
Automobilinduſtrie laſſen ſich um 1923 feſtſtellen. In Czechowice bei Warſchau wurde 
die Fabrik „Urſus“ gebaut, die auf Grund von Lizenzen der italieniſchen Wagen „Spa“ 
Kraftwagen unter dem Namen „Urſus“ herſtellen ſollte. Das Unternehmen ſcheiterte 
jedoch bald, wie ouch alle privaten Verſuche, eine Automobilinduſtrie ins Leben zu rufen, 
zum Mißerfolg verurteilt waren. 

Lt 1928 nahm die polniſche Regierung die Angelegenheit wieder auf, in erſter Linie 
auf Drängen des Kriegsminiſteriums. Die bereits beſtehenden Zentralen Militäriſchen 
Automobilwerkſtätten und die Fabrik „Urſus“ wurden mit den Staatlichen Ingenieur⸗ 
Werkſtätten vereinigt. Die Heeresverwaltung baut hier heute den Laſtwagen „Urſus“, 
der nach der Lizenz der ſchweizeriſchen „Saurer“⸗Werke hergeſtellt wird. Die Viertonner 
find mit Dieſel motoren ausgerüſtet, die von der Fabrik „Urſus“ geliefert werden. Die 
erſten Wagen dieſer Art, die ganz im Lande ſelbſt hergeſtellt wurden“), kamen im 
Mai vorigen Jahres heraus. Als Erſatz für die bisher in der polniſchen Armee 
Verwendung findenden Panzerkraftwagen tritt immer mehr der polniſche Wagen 
„Urſus“ in Erſcheinung, der mit der Zeit die ausländiſchen Typen in der Armee völlig 
verdrängen fol’). Mit allen Mitteln verſucht die polniſche Rüſtungsinduſtrie bereits, ihre 
Panzerkraftwagen und kleinen Kampfwagen (tanketka) auf ausländiſchen Märkten abzu⸗ 
ſetzen. Vorführungen polniſcher Panzertruppen in Eſtland und Rumänien verfolgten 
deutlich dieſen Werbe⸗ und Propagandazweck. 

Eine private Automobilinduſtrie in Polen zu ſchaffen, iſt 
bisher nicht gelungen. Die wiederholten Verſuche, eine der amerikaniſchen 
Firmen, wie Ford oder General⸗Motors, zur Errichtung einer Montagewerkſtatt oder 
gar eines eigenen Werkes zu veranlaſſen, ſind ergebnislos geblieben. Vor einigen Jahren 
wurde ein Vertrag mit den e Fiat⸗Werken abgeſchloſſen, die 
in Warſchau bei den Staatlichen Ingenieur⸗Werkſtätten eine Montagewerkſtatt 
errichteten. Es hat Jahre gedauert, bis eine einigermaßen nennenswerte Herſtellung des 
ſogenannten „polniſchen Modells Fiat 508“ in Gang gebracht werden konnte. Ganz 
abgeſehen von dem hohen Fabrikpreis find die Erfahrungen, die die Heeresverwaltung mit 
dieſen Fiatwagen gemacht hat, nicht beſonders befriedigend geweſen. Die von den 
Staatlichen Ingenieur⸗Werkſtätten gebauten Wagen genügen nicht einmal, um den 
geringen polniſchen Kraftwagenbedarf zu decken. 
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Im Jahre 1933 erließen der polnifche Kriegs⸗ und Innenminiſter eine gemeinſame 
Verordnung, die als Ergänzung zu dem bereits beſtehenden Mobilmachungsgeſetz für 
die Zwecke der Landes verteidigung auch die Zurverfügung⸗ 
ſtellung von Privaffraffwagen, Motorfahrzeugen und Fahr⸗ 
rädern!) beſtimmt. Polen vermag in dieſer Hinſicht feine Wehrmacht wenig zu 
unterſtützen. Der niedrige Stand der Motoriſierung in Polen iſt bekannt“). Die letzten 
Jahre haben einen nicht unbeträchtlichen Rückgang des Beſtandes an Kaftfahrzeugen 
gebracht. Nur im Heereskraftfahrweſen läßt ſich eine Zunahme feſtſtellen. Während die 
Perſonenkraftwagen, die im Kriegsfall als Verbindungsmittel dienen, für dieſe Zwecke 
noch ausreichen würden, wenn ſie neuer Konſtruktion und in gutem Zuſtand wären, 
fehlt es ſtark an Schleppern, Traktoren, Laſt⸗ und Sanitätskraftwagen, ſowie Motor⸗ 
rädern“). Es gab Kraftfahrzeuge in Polen am 1. Januar 1935: insgeſamt 34473 Kraft⸗ 
wagen und ſonſtige e Fahrzeuge (davon regiſtriert 24824), darunter 
18 334 Perſonenkraftwagen, 1542 Autobuſſe, 4945 Laſtkraftwagen, 8305 Motorräder, 
1047 andere mechaniſche Fahrzeuge. 

Die Staatlichen Ingenieur-Werkſtätten dürften im Kriegs: 
falle nicht imſtande fein, den Bedarf des Heeres an Panzer: 
kraftwagen und anderen Motorfahrzeugen, ganz zu ſchweigen 
von Tanks, zu decken. Die ſonſt im Lande vorhandenen Kraftfahrzeuge reichen 
bei weitem nicht aus für die Bedürfniſſe der Armee. Außerdem ſind ſie zum größten 
Teil überaltert. Da Erſatz für verlorengegangene Kraftfahrzeuge im Lande ſelbſt nicht 
geſchaffen werden kann, iſt Polen im Ernſtfall faſt gänzlich auf Einfuhr angewieſen. Die 
polniſche Regierung iſt ſich dieſes Mangels ſeit langem bewußt. Erſt im vergangenen 
Jahr wieder wurden neue Anſätze gemacht, eine ſtärkere Motoriſierung des Landes zu 
erreichen. So wurde im Rahmen des Verbandes der polniſchen Metallinduſtriellen 
eine Fachgruppe der Motoriſierungsinduſtrie gegründet. Zur Gewähr⸗ 
leiſtung einer einheitlichen Politik auf dem Gebiete der Motoriſierung ſchuf man eine 
inter miniſterielle Kommiſſion für die Fragen der Motoriſie⸗ 
rung des Landes. Alle im Zuſammenhang mit der Motoriſierung ſtehenden Ver⸗ 
ordnungen werden erſt erlaſſen nach ihrer Begutachtung durch dieſe Kommiſſion, die beim 
Verkehrsminiſterium amtiert. Alle dieſe Maßnahmen können aber nicht den Mangel 
an einer eigenen Kraftfahrzeuginduſtrie in Polen beſeitigen. Bis zur völligen Unab⸗ 
hängigkeit Polens in der Verſorgung mit Kraftfahrzeugen iſt noch ein weiter Weg. 


Die Flugzeuginduſtrie 


Erfolgreicher waren die polniſchen Anſtrengungen zur Schaffung einer heimiſchen 
Flug zeuginduſtrie. Mit der Herſtellung von Kriegsflugzeugen find zur Zeit vier 
Fabriken beſchäftigt: 1. die Firma Plage⸗Laskiewicz in e das älteſte 
Unternehmen; 2. die Podlaska Wytwornia Samolotow in Biala 
Podlaska, 1926 gegründet, die über ſehr geräumige und moderne Werkſtätten ver⸗ 
fügt; 3. die Panſtwowe Zaklady Lotnicze (Staatliche Flugzeugwerke) in 
Warſchau, deren Flugzeuge mit P. Z. L. gekennzeichnet find und die hauptſächlich 
Jagdflugzeuge herſtellen; 4. die Flugzeugfabrik in Poſen, die dem Warſchauer 
Werk angegliedert if. Flugzeugmotoren werden in zwei Werken in Warſchau 
gebaut. Einmal in der polniſchen Niederlaſſung von Skoda, die Mitte März 
1935 von der polniſchen Regierung angekauft wurden. In den Beſitz des polniſchen 
Staates ſind damit die Flugzeugwerkſtätten in Okencie bei Warſchau (ohne das 
Elektrizitäts⸗ und Kabelwerk) übergegangen. Die Kaufſumme iſt nicht genau bekannt. 
Sie wird von ruſſiſcher Seite mit 20 Millionen Zloty angegeben n). Das zweite 
Flugzeugmotorenwerk iſt die Fabrik „Avia“ in Warſchau 

In den Jahren 1923-25 ſtand der franzöſiſche General Lewec an der Spitze der 
polniſchen Flugſtreitkräfte, der auch den Plan für den weiteren Ausbau der Fliegerei 
ausarbeitete. Der General beabſichtigte hierbei nicht, die polniſche Flugzeuginduſtrie 65 
fördern, ſondern trat für den Ankauf von Flugzeugen und Motoren im Ausland ein. Es 
wurden in dieſer Zeit Aufträge auf die 1 von 1000 Flugzeugen und 2000 
Motoren vergeben‘). Die Initiative in der Schaffung einer vom Auslande möglichſt 
unabhängigen Flugzeuginduſtrie lag in der erſten Zeit lediglich bei der Privatinduſtrie. Als 
einzige Fabrik beſchäftigte ſich die Firma Plage und Laskiewicz in Lublin mit dem 
Flugzeugbau. Die Motoren wurden noch durchweg aus dem Ausland, in erſter Linie aus 
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Italien bezogen. Unglücksfälle kamen infolge von Konſtruktions⸗ und Materialfehlern 
häufig vor. 

Nach dem Maiumſturz Pilſudſkis gelangte dann an die Spitze der polniſchen Luft⸗ 
ſtreitkräfte Oberſt Raisſki, der alles tat, um das Land hinſichtlich der Flugzeug⸗ 
induſtrie mehr oder weniger unabhängig vom Ausland zu machen. Die Zahl der in der 
polniſchen Flugzeuginduſtrie beſchäftigten Arbeiter flieg von 2500 im Jahre 1927 auf 
5000 im Jahre 1931). Bereits 1932 konnte der Vizeminiſter 
berichten, daß die heimiſche Flugzeuginduſtrie 97 v. H. des ge⸗ 
ſamten Bedarfes decke. Den Aufſchwung der Luftfahrt zeigt auch das Wachſen 
der Uebungsflüge: 


1930 1933 
Uebungsflüge . . . .. 141.000 196 000 
Flugſtunden . 28653 55 376 


Schon 4932 kamen die polniſchen Jagdflugzeugmuſter auf über 
400 km / std und waren mit die beſten europäiſchen Muſter dieſer Art. 

Mit Ausnahme von einigen Zubehörteilen und Geräten verſorgt ſich, was Rohſtoffe 
und Herſtellung anbetrifft, Polen zur Zeit ſelbſt mit Flugzeugmaterial. Die Produktions⸗ 
möglichkeit der Flugzeuginduſtrie ſtellt ſich bei einer Inanſpruchnahme von 50 bis 60 v. H. 
im mittleren auf 500 bis 600 Flugzeuge und 300 bis 400 Flugmotoren jährlich. Nicht 
eingerechnet ſind hier die Reparaturarbeiten. Die polniſche Flugzeuginduſtrie ſtellt Flug⸗ 
zeugſerien einheimiſcher Flugzeugmodelle (Jagd⸗ und Erkundungsflugzeuge, leichte 
Bomber), ſowie Serien auf Grund erworbener Lizenzen her. Polen iſt bereits in 
der Lage, eine ganze Anzahl von Flugzeugen auszuführen (nach 
Rumänien), in erſter Linie Jg Mißlich iſt, daß der Motorenbau hinter dem 
Flugzeugbau nachhinkt. Die beiden Motorenwerke in Warſchau können jährlich nur 
etwa 300 Motoren herſtellen. Gebaut werden hauptſächlich ausländiſche Modelle auf 
Lizenzen. Die eigenen Konſtruktionen befinden ſich noch im Verſuchsſtadium. Einige 
dieſer neuen, ausſchließlich aus polniſchem Material und in polniſchen Werkſtätten 
hergeſtellten Flugzeugmotoren führte der damalige Vizeminiſter Skladkowſki bei den 
Verhandlungen über das polniſche Heeresbudjet in der Budjetkommiſſion des Sejm am 
25. und 26. Januar 41934 vor"). Im Kriegsfalle wird vorläufig noch eine ziemlich große 
Einfuhr von Motoren notwendig ſein. 

Wenn man berückſichtigt, unter welchen wirtſchaftlichen Verhältniſſen und in welcher Zeit 
ſich die polniſche Flugzeuginduſtrie aus dem Nichts zu ihrer heutigen Höhe aufgeſchwungen 
hat, muß man ihr höchſtes Lob zollen. Die Flugzeugherſtellung in Polen ſteht heute auf 
einer beachtlich hohen Stufe. Beſonders das Lubliner Werk leiſtet ganz vorzügliches und 
ift in der letzten Zeit mehrere Male mit überraſchenden und erfolgreichen Konſtruktionen 
hervorgetreten. Die vier genannten Flugzeugwerke ſind nicht die einzigen in Polen. 
Außer ihnen gibt es noch eine Reihe kleinerer Werkſtätten und aus⸗ 
gezeichnete Sportflugzeugfabriken. Es bedarf nur einer Steigerung 
des Motorenbaus, um auch im Kriegsfalle gerüſtet zu ſein. 

Auf Schwierigkeiten ſtößt augenblicklich noch immer die Herſtellung von 
optiſchen und Vermeſſungs⸗Inſtrumenten. Darauf iſt auch die 
Ausrüſtung der Flakbatterien mit modernen Anſprüchen nicht gerecht werdenden Beob⸗ 
achtungs⸗ und Kommandogeräten, die erſt jetzt allmählich durch beſſere erſetzt werden, 
mit zurückzuführen. 

Der Schiffbau 


Nicht beſſer ſteht es im Schiffbau. Die Werften in Modlin und neuer⸗ 
dings auch in Gdingen können nur kleine Boote bauen. Die polniſche Marine hat 
zwar durch die Beſtellung von Trawlern, Kanonenbooten, Kuttern und Motorbooten auf 
polniſchen Werften zur Belebung der polniſchen Induſtrie beigetragen. Der Bau von 
Minenlegern, Zerſtörern und U-Boofen muß jedoch immer noch ins Ausland ver: 
geben werden. 

Nach einer Nachricht der „France Militaire“ (vom 19. 1. 1936) wurde vor kurzem 
ein Fünfjahresplan angenommen, um Polen auch im Schiffbau vom Ausland freizu⸗ 
machen. Bis zum 1. Januar 1944 ſollen in Gdingen vier Hellinge 
für Schiffsgrößen zwiſchen 2500 und 12 000 t angelegt werden. 
Dann könnte Gdingen bei einer Werftausdehnung von 46 ha, davon 10 ha Waſſerfläche, 
Neubauten und Reparaturen an allen Schiffen außer Schlachtſchiffen vornehmen. 
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Die kriegschemiſche Induſtrie 


Schließlich noch einige Worte über die heute fo wichtige kriegschemiſche 
Induſtrie, die ſeit der Aufrichtung des polniſchen Staates ein ſehr raſches Entwick⸗ 
lungstempo anſchlug. Polen hat beſonders hier unter der tatkräftigen Förderung des 
jetzigen Staatspräſidenten Moscicki, der Chemieprofeſſor iſt, Bedeutendes 
geleiſtet. In den letzten Jahren hat man auch die Fabrikation von Diſſous⸗ 
gas und anderen techniſchen Gaſen in Angriff genommen. Gas masken 
und Gaskampfſtoffe kann Polens chemiſche Induſtrie heute in 
ausreichendem Umfange ſelbſt herſtellen. Die Erzeugniſſe der fuſionierten 
Staatlichen Stickſtoffwerke Chorzow (Oberſchleſien) und Moscice 
(bei Tarnow in Weſtgalizien) ſpielen für den Gaskrieg eine hervorragende Rolle. Die 
Fabrik in Chorzow war früher Eigentum des Deutſchen Reiches und gehörte zu den 
größten Stickſtoff⸗Fabriken in Europa”). Der polniſche Staat hat dieſe Werke, deren 
Umfaß beſtändig ſtieg, erheblich erweitert. Bei Tarnow wurde eine zweite Stickſtoff⸗ 
Fabrik vom Staat unter erheblichen Koſten in den Jahren 1927:34 erbaut‘). Weitere 
wichtige kriegschemiſche Werke liegen in Poſen, Thorn und Mittelpolen. 
Hier verdient die Fabrik zur Herſtellung von Gasmasken in Radom beſondere 
Erwähnung. Für den Gaskrieg iſt Polen alſo gut vorbereitet. 


Das Ziel der Selbſtverſorgung iſt noch nicht völlig erreicht 


Polen hat fein Ziel, die polniſche Wehrmacht in der Belieferung mit Kriegsmaterial 
unabhängig vom Ausland zu machen, heute noch nicht ganz erreicht. Der Ausbau der 
polniſchen Rüſtungsinduſtrie, die aus Gründen der Sicherheit ins Landesinnere verlegt 
wurde, ſchien anfangs in einem amerikaniſchen Tempo ſtattzufinden. Die Erfolge waren 
jedoch nicht dementſprechend. Die privaten Wirtſchaftskreiſe nutzten vielfach die Zwangs⸗ 
lage des Staates aus. Sie betrachteten die großen Subventionen der Regierung als 
bequemes Mittel zur Bereicherung, beeilten ſich aber mit den Gegenleiſtungen in Geſtalt 
von Lieferungen an die Wehrmacht nicht ſonderlich. Erſt die auf den Staatsſtreich 
Pilſudſkis im Mai 1926 folgenden Jahre gaben die Möglichkeit, unter höchſter An⸗ 
ſpannung der ſtaatlichen Finanzen das begonnene Werk tatkräftig weiter zu führen. In 
die ganze Entwicklung der Rüſtungsinduſtrie kam ein neuer Zug. Das Tempo iſt viel 
langſamer geworden, es wird jedoch zielbewußter und zweckmäßiger vorgegangen. Die 
Korrupfiongerfcheinungen haben mehr und mehr aufgehört; das Kriegsminiſterium hat 
zahlreiche Lieferungsverträge annulliert; den Unternehmungen wird ſcharf auf die Finger 
geſehen. Immer mehr geht man von Einzelkonſtruktionen, deren Verwendbarkeit 
unter Berückſichtigung der polniſchen Verhältniſſe erprobt werden muß, zur Serien⸗ 
herſtellung über. 

So ift man dem Ziele der rüſtungsinduſtriellen Unabhängig: 
keit in Friedenszeiten trotz der ungünſtigen finanziellen Lage 
des Staates recht nahe gekommen. Der Friedensbedarf der polniſchen 
Armee an Sprengſtoffen, Pulver und Munition, an Gewehren und Gewehrteilen, an 
Handgranaten, Kraftfahrzeugen, Panzerkraftwagen und Kleintanks, an Flugzeugen und 
Mitteln des Gaskrieges kann voll und ganz im Inland gedeckt werden. Im Kriegs⸗ 
falle dürfte jedoch noch eine nicht unbeträchtliche Einfuhr von 
Heeres material, in erſter Linie von Maſchinenwaffen, Geſchützen und Motor— 
fahrzeugen, nötig werden. W. Marquardt 


Y) bis 60 PS/qmk zwiſchen Rabom und der Weichſel, vgl. auch die Karte bei J. Ormidy, die Wafferfräfte in Polen, 
Wiadomosci geograficzne, 1930. — 2) f. Radopolſtij, „Polen bereitet ſich zum Kriege vor“ (ruſſ), Moskau 1929. — 
Y Das „Kleine Statiſtiſche Jahrbuch von Polen“ führt fieben Betriebe auf, die ſich am 31. 12. 1932 mit ber Herſtellung von 

Sprengſtoffen beſchäftlgten (S. 40. — 9 C. Poralfa, „Aus der polniſchen Sprengſtoffinduſtrle“, Ztſch. für das geſamte Schieß ⸗ 
und Sprengftoffwefen, 1925. — 5) f. „Gazefa polska“ vom 12. 5. 1936. — 0 Fahrgeſtelle In der Königs⸗ und Caurahütte 
gebaut, Karoſſerien und Motoren in den Staatlichen Ingenſeur⸗Werfſtätten. — 7) 5 1, 50 bis 60 km /st, Bewaffnung: ein 
3,7 em Geſchütz, 2 MG. (leichtere Form ohne Geſchützz, 4 Mann Beſatzung — ©) „Oſteuropamarft“ 1935, Heft 4 — 
) Die Fabritation von Fahrrädern für Heereszwecke findet in Radom ſtatt, wobei faſt ausſchließlich inländiſches Materſal 
verwendet wird, ſ. Deuiſche Wehr, 1932, S. 523 — 10) uf 1000 Einwohner kamen 1933 Kraftwagen in Polen: 0,85 
Rumänien: 1,7; Oeutſchland: 9,4; England: 35,0 — 1!) ſ. „Gazeta Polska“ vom 8. 11. 1934 — 12) C. Camow 
„Polen und feine Armee“ (ruſſ.), Mosfau 1935 — 10 Strechnewsfl „Die polniſchen Cuftſtreltkräſte“ (ruſſ.) in „Woina 
i Revoluzija“, Nov. / Dez. 1933, S. 95 ff — 1) f. Strechnewskl a. o. O. — 1) Motor „Jupiter“, beſtimmt für einfigige 
Jagdflugzeuge, Motor „Merkur VI S. 2“ von 535 PS — 1) Der Geſamtwert der Anlagen wird auf 250 Milllonen 
Zloty geſchätzt — 17) Im ordentlichen und außerordentlihen Etat der Redinungsjahre 1927-31 erſchelnen 18,45 Millonen 
Zloty für das Werk in Tarnow; dle wirklichen Aufwendungen waren noch erheblich höher. 
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Deutichlands Handel mit dem Güdoſten 


Von den verſchiedenſten Seiten und mit den verſchiedenſten Mitteln iſt feit dem Kriege 
verſucht worden, Deutſchlands Einfluß auf die füdofteuropäifchen Staaten zu unter: 
binden. Das gilt auf politiſchem ebenſo wie auf wirtſchaftlichem Gebiet. Alle dieſe 
Verſuche haben aber letzten Endes nicht die durch Natur und Geſchichte bedingte gegen⸗ 
ſeitige Verbundenheit Deutſchlands und des europäiſchen Südoſtens umzuflürzen ver: 
mocht. Das zeigt ſich in der Entwicklung der deutſch⸗ſüdöſtlichen 
Handelsbeziehungen während der letzten Jahre. Bis auf das ſtark induſtriali⸗ 
ſierte Oeſterreich find die ſüdoſteuropäiſchen Staaten vorwiegend agrariſcher 
Struktur. In Südſlawien und Bulgarien find 80 v. H., in Rumänien und Ungarn 
über 70 v. H. der Bevölkerung in landwirtſchaftlichen Berufen beſchäftigt. Auch in 
Griechenland und der Tſchechoſlowakei ſpielt die Landwirtſchaft, trotz der gut entwickelten 
Induſtrie vor allem in letzterem Staate, die ausſchlaggebende Rolle. Im Export der 
ſüdöſtlichen Länder ſtehen alſo landwirtſchaftliche Erzeugniſſe und Rohſtoffe, im Import 
induſtrielle Produkte voran. 

Frankreichs wirtſchaftliche Beziehungen zu den mit ihm verbündeten Staaten des 
Südoſtens haben ſeit dem Kriege in der Hauptſache in einer unter politiſchen Geſichts⸗ 
punkten ſtehenden Finanzhilfe beſtanden; als Abnehmer agrariſcher Erzeugniſſe kam und 
kommt Frankreich, das im eigenen Lande und in ſeinen Kolonien eine ausreichende 
Ernährungsbaſis beſitzt, nur in geringem Maße in Frage. England deckt ſeinen 
beträchtlichen zuſätzlichen Nahrungsbedarf in den zu ſeinem Weltreich gehörenden über⸗ 
ſeeiſchen Gebieten, mit denen es durch ein Syſtem der Vorzugszölle verknüpft iſt, bezw. 
in den handelspolitiſch günſtiger 850 Staaten des europäiſchen Nor d oſtens. Und 
was Italien anlangt, das an Güdofteuropa ein lebhaftes wirtſchaftliches Intereſſe 
bekundet, fo hat dieſes angeſichts feiner erfolgreichen Selbſtverſorgungstendenzen feinen 
agrariſchen Partnern nur verhältnismäßig geringe Abſatzmöglichkeiten zu bieten. Es 
bleibt von den großen Induſtrieſtaaten Europas alſo noch Deutſchland. Dieſes hat 
zwar gleichfalls ſeine innere Ernährungsbaſis mit Erfolg auszubauen verſtanden; es war 
aber und iſt auch noch heute der naturgegebene und lohnende Abſatz⸗ 
markt für die Agrar- und Rohſtoffüberſchüſſe der ſüdöſtlichen 
Länder. 

Der deutſche Außenhandel mit den ſüdoſteuropäiſchen Staaten 
(mit Oeſterreich, der Tſchechoſlowakei, Ungarn, Südſlawien, Rumänien, Bulgarien, 
Griechenland und der Türkei) ging bis zum Jahre 1933 dauernd zurück. 
Seit dieſem Jahre aber iſt er im allgemeinen wieder im Steigen begriffen. Es betrug 
die deutſche Ausfuhr (in Millionen Reichsmark) nach 


1929 1933 1935 
Defterrih . . . . 441,22 120,68 107,94 
Tſchechoſlowakei .. 657,61 160,08 430,03 
Ungarn 146,75 38,08 62,92 
Südſlawien . . 152,58 33,84 36,89 
Rumänien . 164,02 46,03 63,82 
Bulgarien 44,69 17,71 39,88 
Griechenland. . 76,76 18,72 49,03 
Türkei 72,54 36,32 67,33 
Güdofteuropa . . 1756,22 471,46 597,89 


Demnach ging die deutſche Geſamtausfuhr nach Südoſteuropa von 1929 bis 1933 von 
1756 auf 471 Mill. RM., alſo auf ein reichliches Viertel zurück; in der Zeit von 1933 
bis 1935 erholte fie ſich wieder auf 598 Mill. AM. Sie hat 1935 allerdings auch erft 
ein gutes Drittel des Standes von 1919 erreicht. Ungünſtig entwickelte ſich die deutſche 
Ausfuhr nach Defterreich und der Tſchechoſlowakei, den beiden am ſtärkſten 
induſtrialiſterten Staaten des Südoſtens. Der Ausfuhrrückgang dauerte hier auch im 
vergangenen Jahre noch an. Im Vergleich zu 1929 iſt die deutſche Ausfuhr nach 
Deſterreich auf ein knappes Viertel und nach der Tſchechoſlowakei ſogar auf ein Fünftel 
zurückgegangen. Günſtiger geſtaltet ſich die deutſche Ausfuhr nach den anderen Südoſt⸗ 
ſtaaten. Die Ausfuhr nach Südſlawien hat ſich in den letzten drei Jahren etwa 
auf derſelben Höhe erhalten, die nach den anderen Staaten iſt in derſelben Zeit erheblich, 
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nach Griechenland, Bulgarien und der Türkei fogar mehr als das Doppelte 
geſtiegen. Der Stand von 1929 iſt allerdings noch nirgends wieder erreicht worden; 
immerhin reicht die Ausfuhr nach Bulgarien und der Tuͤrkei doch faſt wieder an den 
Stand von 1929 heran. 

Wie die Ausfuhr iſt auch die Einfuhr Deutſchlands aus den ſüdoſt⸗ 
europäiſchen Ländern ſeit 1933 wieder im Steigen, wie aus der folgenden 
Aufſtellung hervorgeht: : 


1929 1933 1935 
Oeſterreich. . 204,77 57,55 71,07 
Ifchechoflomafei . . 480,30 124,68 124,44 
Ungarn 389,34 34,18 77,89 
Südſlawien 60,86 33,47 641,44 
Rumänien . . 210,85 46,18 79,86 
Bulgarien 6,19 34,34 41,35 
Griechenland .. 103,72 53,37 58,52 
Türkei 75,64 37,87 93,37 
Südoſteuropa . 1084,67 445,64 604,94 


Der Rückgang der deutſchen Einfuhr aus den füdöſtlichen Staaten iſt, am Stande 
von 1929 gemeſſen, durchweg verhältnismäßig geringer als der Ausfuhrrückgang. Die 
Einfuhr aus Defterreich hat im vergangenen Jahre ein reichliches Drittel, die Ein- 
fuhr aus der Tſchechoſlowakei etwa ein Viertel derjenigen des Jahres 1929 
betragen. Sehr erheblich iſt auch der Einfuhrrückgang aus Rumänien und aus 
Griechenland. Die Einfuhr aus Bulgarien und Ungarn nähert ſich wieder 
dem Stande von 1929, die aus Südſlawien und der Türkei hat dieſen Stand 
bereits überſchriten. Die Einfuhr aus allen ſüdöſtlichen Staaten (mit Ausnahme 
der Tſchechoſlowakei) iſt in den letzten drei Jahren um etwa 40 v. H. geſtiegen. 
Geſtiegen iſt vor allem die Lebensmittel⸗ und Rohſtoffeinfuhr. 

Seinen früher ſehr bedeutenden Ausfuhrüberſchuß im Handel mit den Südoſtſtaaten 
hat Deutſchland heute verloren. Die Handelsbilanz mit dieſer Ländergruppe hat 
ſich im ganzen ausgeglichen. Aktiv für Deutſchland iſt die Handelsbilanz mit Oeſter⸗ 
reich und der Tſchechoſlowakei. Paffiv ift fie mit Ungarn, Rumänien, Bulgarien, 
Griechenland und vor allem mit der Türkei und Südſlawien. 

Als Bezieher und Lieferant von Waren ſteht Deutſchland in den Südoſt⸗ 
ſtaaten weitaus an erſter Stelle. Am Außenhandel dieſer Staaten iſt 
es im Jahre 1935 wie folgt beteiligt geweſen: 


Oeſterreichh. . . Einfuhr 16,9 v. H. Ausfuhr 15,6 v. H. 
Tſchechoſlowakei „„ 17½ „ „ „ 459 „ „ 
Ungarn „ 22,6 % 15 23,9 „ „ 
Südſlawien 1 16, „ „ 75 18,6 „ „ 
Rumänien „ BA ar Pr 16,6 „ „ 
Bulgarien „ 88% „ 15 48,0 „ „ 


Griechenland Pr 28,8 „ „ 

Man vergleiche mit dieſen Ziffern, nach denen Deutſchland am Austauſchhandel der 
Südoſtſtaaten als Abnehmer wie als Lieferant mit einem Sechſtel bis zur Hälfte beteiligt 
iſt, den Anteil der Südoſtſtaaten am Geſamtaußenhandel Deutſch⸗ 
lands. Dieſer Anteil iſt in der Einfuhr von 1933 bis 1935 von 9,0 auf 12,3 v. H. 
und in der Ausfuhr von 9,0 auf 14,5 b. H. geſtiegen. Es iſt anzunehmen, daß Eüdoſt⸗ 
europa im deuffchen Außenhandel auch weiterhin an Bedeutung zunehmen wird. Die 
natürlichen Vorausſetzungen hierfür ſind gegeben; ſie laſſen ſich auf die Dauer auch nicht 
durch entgegenſtehende politiſche Konſtruktlonen unwirkſam machen. 


Oſtland⸗ Chronik 


Die polniſche Kolonialforderung Kolonialbeſitz aufſtellte. Polen, ſtellte er 

Der polniſche Botſchafter in Paris, feſt, habe einen jährlichen Geburten⸗ 
Chlapowſki, hielt kürzlich in der überſchuß von 406000 Menſchen 
franzöſtiſchen Geſellſchaft für Handels- zu verzeichnen, für den es innerhalb feiner 
eographie einen Vortrag, in dem er die Grenzen keine ausreichenden Unterbrin⸗ 
Korea nach überfeeifchem polniſchen gungsmöglichkeiten habe. Man müffe da⸗ 
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ber erwarten, daß Polen in der 
nächſten Zukunft mit der Forde⸗ 
rung nach Kolonien hervor⸗ 
kreten werde. Er, Chlapowſki, hoffe, 
daß Frankreich Polen in dieſer Frage 
unterſtützen werde. Im übrigen betonte der 
Botſchafter, daß er hier nicht in amtlicher 
Eigenſchaft, ſondern als Privatmann und 
als polniſcher Staatsbürger, der die Nöte 
ſeiner Heimat kenne, geſprochen habe. Die 
polniſche Preſſe weiſt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang darauf hin, daß Italien den 
on bereits feine Ulnterſtützung in der 
olonienfrage in Ausſicht geſtellt habe. 


Polniſche Polizei erpreßt gefälſchte 

Protokolle 

Der Ueberfall von 200 Aufſtändiſchen 
auf eine jungdeutſche Veranſtaltung in 
Rydultau ſcheint noch ein recht bezeich⸗ 
nendes Nachſpiel zu erhalten. Der Landes⸗ 
leiter der Jungdeutſchen Partei, Senator 
Wieſner, hatte telegraphiſch beim Mi: 
nifterpräfidenten gegen die Maſſennieder⸗ 
knüppelung deutſcher Völksgenoſſen durch 
bewaffnete polniſche Organiſationen prote⸗ 
ſtiert und um Schutz und ſtrenge Unter⸗ 
ſuchung des Uleberfalles gebeten. Der 
Chef der Sicherheits behörden 
der Kattowitzer Wojewod— 
ſchaft hat daraufhin die Zuſicherung 
gegeben, daß ähnliche Vorfälle nicht mehr 
vorkommen würden, und den deutſchen 
Senator gebeten, auf ſeine Volksgenoſſen 
beruhigend einzuwirken. Nun haben ſich 
bei den polizeilichen Verneh⸗ 
mungen, die in dieſem Zuſammenhange 
vorgenommen wurden, aber Dinge ereignet, 
die die Glaubwürdigkeit dieſer amtlichen 
Zuſicherung ſtark erſchüttern und erkennen 
lafjen, daß man auf amtlicher polnifcher 
Seite ein Intereſſe daran hat, die ganze 
Angelegenheit zu vernebeln. 
Einer der von der Polizei vernommenen 
Deutſchen, ein Joſef Staniek aus Ry⸗ 
dultau, veröffentlichte in der deutſchen 
Preſſe eine eidesſtattliche Erklärung folgen: 
den Inhalts: „Ich habe an der am 25. Mai 
1936 abgehaltenen Mitgliederverfammlung 
teilgenommen und wurde bei dieſem Tumult 
von uniformierten Aufſtändiſchen ins Geſicht 
geſchlagen. Seitens der Polizei wurde ich 
am 3. Juni 1936 um 14,30 Uhr zur 
Protokollaufnahme beordert, wo ich mich 
auch einſtellte. Nach Einſtellung bei der 
Polizei wurde mir in höflichem Tone 
Platz und Rauchware angeboten. 
Erſteres wurde angenommen, letzteres ab⸗ 
gelehnt. Nach der Protokollaufnahme habe 
ich mich nach Verleſen des Proto— 


kolls nicht einverſtanden er⸗ 
klärt, und nachdem ich dieſes nicht unter⸗ 
ſchreiben wollte, wurde ich von einem 
Kriminalbeamten mit der Hand 
ins Geſicht geſchlagen. Um 
weiteren Mißhandlungen zu 
entgehen, ſah ich mich gezwun⸗ 
gen, das feifens der Polizei 
e ES ERDE oa Nat 
ſchreiben.“ ermutlich iſt das nach 
Auffaſſung der polniſchen Preſſe wieder 
eine deutſche „Provokation“. 


Ueberfälle 

In der Nacht zum 7. Juni erſchienen 
vor der Wohnung des deutſchen Ver⸗ 
trauensmannes Karl Weinreich in 
Czerwionka ( Oſtoberſchleſien) 12 Polen, 
die ſich zunächſt durch falſche Angaben 
Eingang in die Wohnung des Deutſchen zu 
verſchaffen verſuchten, und als ihnen das 
nicht gelang, daran gingen, die Tür ge⸗ 
waltſam zu ſprengen. Sie ließen 
jedoch von ihrem Vorhaben ab, als auf die 
lauten Rufe Weinreichs mehrere Nachbarn 
herbeieilten. Die Angreifer zogen ſich zu⸗ 
rück, nicht ohne vorher noch zu drohen, 
daß fie „alle totſchlagen“ würden. — In 
der gleichen Nacht wurde in Sold au die 
Turnhalle des Turnvereins 
von 1879, in der bereits vor einiger 
Zeit nächtliche Beſucher ſarmatiſch gewüſtet 
hatten, von neuem in Mitleidenſchaft ge⸗ 
zogen. IInerkannt entkommene Täter ſchlu⸗ 
gen die Fenſterſcheiben der Turn⸗ 
halle ein. 
Beleidigung des Führers in Polen ſtrafbar 

In der Frage der fortgeſetzten Be⸗ 
leidigungen des Führers und 
Reichskanzlers durch die Schreiber⸗ 
linge der polniſchen Oppoſitionspreſſe hat 
das Oberſte Gericht in Warſchau 
jetzt eine grundlegende Entſcheidung gefällt. 
In dem vorliegenden Falle, bei dem es ſich 
um einen Prozeß gegen den verantwort⸗ 
lichen Schriftleiter der Kattowitzer „Po⸗ 
lonia“ handelte, ſuchte der Verteidiger des 
Angeklagten, der nationaldemokratiſche 
Strafverteidiger Prof. Glaſer, geltend zu 
machen, daß Adolf Hitler nicht als Staats⸗ 
oberhaupt im rechtlichen Sinne angeſehen 
werden könne, da er nicht auf Grund der 
Weimarer Verfaſſung in dieſes Amt ge⸗ 
langt ſei! Dieſe Ausrede iſt vom Oberſten 
Gericht jedoch als unhaltbar abgelehnt 
worden. Nicht der Buchſtabe des Geſetzes, 
führte der Staatsanwalt aus, ſondern der 
Gang der geſchichtlichen Ereigniſſe und die 
rechts verbindliche Kraft der beſtehenden 
Tatſachen, die von der polniſchen Regie⸗ 
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rung anerkannt worden find, feien entf: 
ſcheidend. Das Gericht ſchloß ſich dieſer 
Auffaſſung an. Damit iſt die Beleidigung 
Adolf Hitlers in Polen endlich als ſtrafbar 
feſtgeſtellt worden. 


Armee und Eiſenbahner in Polen 

In Warſchau fand am 6. Juni ein 
Kongreß des „Verbandes zur militäriſchen 
Vorbereitung der Eiſenbahner“ ſtatt. Der 
Generalinſpekteur der Armee wies in einer 
kurzen Anſprache auf die militäriſche 
Bedeutung des Vekehrsweſens 
hin. Verkehrsminiſter Oberſt Ulrych 
nahm in ſeiner Anſprache auf das An⸗ 
wachſen der kommuniſtiſchen Bewegung in 
Frankreich Bezug. Er warnte vor einem 
Streik der Eiſenbahner, einem Verbrechen, 
deſſen ſich kein Pole ſchuldig machen dürfe. 
Es dürfe in Polen nicht ſo weit kommen, 
wie in anderen Ländern (gemeint war 
wieder Frankreich), wo die Eiſenbahner ſich 
vor die Frage geſtellt ſähen, ob ſie mehr 
den Befehlen ihrer Regierung oder denen 
der Komintern gehorchen ſollen. Er, der 
Miniſter, kenne die mächtige Aktion, 
die die Kommuniſten eben jetzt 
unter den polniſchen Eiſen⸗ 
bahnern zu entfalten verſuchen, 
aber er verkraue auf die „Soldaten des 
Transports“ und hoffe, binnen kurzem dem 
Oberbefehlshaber die reſtloſe Einſatzbereit⸗ 
ſchaft des Transports in Kriegs⸗ und 
Friedenszeiten melden zu können. Die Rede 
des Verkehrsminiſters hat Aufſehen erregt: 
Die ſtarke Betonung des militäriſchen Mo⸗ 
mentes iſt bezeichnend für Polens gegen⸗ 
wärtigen innerpolitiſchen Kurs; der demon⸗ 
ſtrative Appell an den „Verband zur mili⸗ 
täriſchen Vorbereitung“ iſt wohl mit Recht 
als eine Kampfanſage an die 
verſchiedenen, zumeift politiſch 
links ſtehenden polniſchen Be⸗ 
rufs verbände aufgefaßt worden; auch 
iſt es wohl das erſte Mal, daß ein pol⸗ 
niſcher Miniſter die in Frankreich 
foeben zur Regierung gekom⸗ 
mene Volksfront öffentlich ab: 
gelehnt hat. 
Perſonalnachrichten 

Der bisherige Apoſtoliſche Nuntius in 
Polen, Kardinal Marmaggi, hat 
ſeinen Warſchauer Poſten verlaſſen. Als 
ſein Nachfolger iſt der bisherige Nuntius 
in Begard, Monſignore Pelegrinet ti, 
in Ausſicht genommen. Dieſer iſt in War⸗ 
ſchau nicht unbekannt; er war in der Zeit, 
in der der derzeitige Papſt Nuntius in 
Polen war, Sekretär der dortigen Nunti⸗ 
atur. — Einer der bekannteſten deutſchen 
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Preſſevertreter in Warſchau, Johannes 
Ahlers, hat kürzlich Polen verlaſſen, 
um als Vertreter eines deutſchen Nach⸗ 
richtendienſtes nach Paris zu gehen. 
Ahlers hat in Warſchau die „Kattowitzer 
Zeitung“, die Wirtſchaftsagentur „Eil⸗ 
dienſt“ und die „Kölniſche Zeitung“ ver⸗ 
treten. Im vergangenen Jahre erſchien 
von ihm unter dem Titel „Polen“ ein 
Buch, das in brauchbarer Form die poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
heutigen polniſchen Staates behandelt. — 
Im Zuge der italieniſchen Regierungsum⸗ 
bildung wurde an Stelle Suvichs der bis⸗ 
herige italieniſche Botſchafter in Warſchau, 
Baſtianini, zum Unterſtaatsſekretär 
im Außenminiſterium ernannt. 
Wiſſenſchaft und Sport 

Die Univerfität Wilna hat den Direktor 
des Inſtituts für Gehirnforſchung in Ber⸗ 
lin, Profeſſor Oskar Vogt, zum 
Ehrendoktor ernannt. Wie die Polniſche 
Telegraphenagentur hervorhebt, iſt das die 
erſte derartige Ehrung, die einem deutſchen 
Gelehrten von polniſcher Seite zuteil wird. 
— Im Rahmen des Internatio⸗ 
nalen Reitturniers in War⸗ 
ſchau wurde am 4. Juni der Wettbewerb 
um den „Preis der polniſchen Armee“ 
durchgeführt. Den 1. und 2. Platz in 
dieſem ſchwerſten Wettbewerb des Turniers 
belegten zwei deutſche Offiziere, Rittmeiſter 
von Barnekow und Leutnant Haſſe. 
Den „Preis der ausländiſchen Armeen“ 
errang die deutſche Reiterin, Frau von 
Opel, die als einzige Frau gegen 63 
Offiziere antrat. Auch im „Preis der 
Nationen“ trug die deutſche Mannſchaft 
den Sieg über die mitangetretenen rumä⸗ 
niſchen, polniſchen, lettiſchen und franzö⸗ 
ſiſchen Reiter davon. — Am 4. Juni traf 
Reichsſportführer von Tſchammer 
und Oſten in Warſchau ein, auf 
dem Flugplatz von Botſchafter von Moltke 
und Vertretern des polniſchen Olympia⸗ 
komitees begrüßt. In ſeiner Gegenwart 
fand ein deutſch⸗polniſches Wett⸗Turnen 
ſtatt, zu dem die deutſchen Meiſterturner 
eingetroffen waren. Sie gingen aus dem 
Wettkampf in der Geſamtwertung als 
Sieger hervor. — Zum IV. Inter⸗ 
nationalen Gemeindekongreß 
in Berlin-München hatte Polen 
etwa 30 Delegierte entſandt. Unter dieſen 
befinden ſich die Bürgermeiſter mehrerer 
größerer Städte Polens, der Direktor der 
Selbſtverwaltungsabteilung im Warſchauer 
Innenminiſterium, der Direktor des Arbeits⸗ 
fonds, ein höherer Beamter des Finanz⸗ 
miniſteriums und andere Behördenvertreter. 


